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B R E M I S C H E   B Ü R G E R S C H A F T

Landtag
15. Wahlperiode

Drucksache 15 /1175

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU vom 14. Mai 2002

Gesetz zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter – Auswirkungen
des Bundesgesetzes im Lande Bremen

Seit 1. Juli 2000 gelten die neuen bundesgesetzlichen Regelungen zur Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter. Das Gesetz wurde nicht durch ent-
sprechende Finanzmittel des Bundes unterlegt; es ist ausschließlich durch die
Ausgleichsabgabe der Betriebe zu finanzieren. Die Bundesregierung verknüpft
mit diesem Gesetz das erklärte Ziel, bis 2003 insgesamt 50.000 Schwerbehinderte
auf den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren. Das heißt für Bremen und Bremerha-
ven eine Vermittlungsquote von ca. 500 Schwerbehinderten in den ersten Arbeits-
markt.

Zusätzlich zu den Zielen des Bundes läuft das Sonderprogramm des Landes Bre-
men bis zum 31. Dezember 2002, in dem Mittel in Höhe von insgesamt 1,28 Mio. ¤
eingestellt sind.

Wir fragen den Senat:

1. Welche Mittel aus der Ausgleichsabgabe nach dem Schwerbehindertengesetz
standen im Land Bremen zur Verfügung in den Jahren 1998, 1999, 2001, 2002
und für die Zeit vom 1. Januar 2002 bis laufend?

2. Welche Mittel sind in das Bremer Landesprogramm für Schwerbehinderte in
den Jahren 1998, 1999, 2001, 2002 und für die Zeit vom 1. Januar 2002 bis
laufend geflossen?

3. Wie viele Schwerbehinderte konnten (aufgeschlüsselt nach Jahren) durch das
Landesprogramm in Bremen und Bremerhaven in den ersten Arbeitsamt ver-
mittelt werden?

4. Welche Mittel konnten durch die neue Bundesgesetzgebung seit 1. Januar
2000 zusätzlich über die Ausgleichsabgabe verbucht werden?

5. Das veränderte Bundesgesetz sieht seit 1. Juli 2000 neue Instrumente aus dem
erhöhten Mittelzufluss der Ausgleichsabgabe nach dem Schwerbehinderten-
gesetz vor. Deshalb bitten wir den Senat um detaillierte Angabe zu den nach-
stehenden Unterpunkten:

a) Das neue Schwerbehindertenrecht sieht finanzielle Leistungen zur Schaf-
fung und Sicherung von Arbeitsplätzen für schwerbehinderte Menschen
an Arbeitgeber vor. Besonders herausgehoben ist die Förderung von be-
hinderten Frauen und die Einrichtung von Teilzeitarbeitsplätzen: Wie
hoch ist die Förderung für die Arbeitgeber im Land Bremen in den Jahren
2000, 2001 und seit 2002 bis laufend ausgefallen?

b) Wie viele Stellen wurden geschaffen und wie viele davon für behinderte
Frauen?

c) Wie viele Teilzeitarbeitsplätze konnten entstehen?

d) Wie verteilen sich die Förderungen auf Bremen und Bremerhaven?
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6. Zur Sicherung der Arbeitsverhältnisse von schwerbehinderten Menschen
können finanzielle Leistungen an Arbeitgeber, an die schwerbehinderten
Menschen und an Dritte erbracht werden. Welche finanzielle Leistungen zur
behindertengerechten Gestaltung von Ausbildungs- und Arbeitsplätzen sind
an Arbeitgeber gezahlt worden in den Jahren 2000, 2001 und seit 1. Januar
2002 bis laufend?

a) Welche Mittel sind für Arbeitsassistenz für die behinderten Menschen ein-
gesetzt worden in den Jahren 2000, 2001 und seit 1. Januar 2002 bis lau-
fend?

b) Welche Mittel sind für welche Zwecke an Dritte geflossen?

c) Wie verteilen sich diese Mittel auf Bremen und Bremerhaven?

7. Das Land Bremen kann nach der neuen Gesetzeslage freie gemeinnützige
Träger an der Durchführung seiner gesetzlichen Aufgaben durch die Einrich-
tung und Mitfinanzierung von berufsbegleitenden Fachdiensten beteiligen.
Welche Träger hat der Senat in die Durchführung des Gesetzes eingebunden,
und welche Mittel sind dafür zur Verfügung gestellt worden in den Jahren
2000, 2001, und seit 1. Januar 2002 bis laufend?

Wie wurden diese Mittel in der Verteilung zwischen Bremen und Bremer-
haven eingesetzt?

8. Der Senat kann gemäß neuer Gesetzesgrundlage Einrichtungen, Maßnahmen
und Dienste der beruflichen Teilhabe sowie Forschungs-, Modell- und Ent-
wicklungsvorhaben in diesem Bereich fördern. Welche Fördersummen sind in
den Jahren 2000, 2001 und seit 1. Januar 2002 bis laufend für diesen Bereich
zur Verfügung gestellt worden?

a) Welche Ziele sind mit dem Einsatz der Mittel verbunden worden?

b) Wie stellt sich die Verteilung zwischen Bremen und Bremerhaven da?

9. Hat der Senat die zusätzliche Vermittlungszahlen in Bremen und Bremerha-
ven nach dem neuen Gesetz zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit Schwerbe-
hinderter erreicht, und wie werden diese außerhalb des Landesprogramms
dargestellt?

Brigitte Dreyer,
Karl Uwe Oppermann, Eckhoff und die Fraktion der CDU

D a z u

Antwort des Senats vom 11. Juni 2002

Die o. a. Anfrage beantwortet der Senat wie folgt:

Zu Frage 1: Welche Mittel aus der Ausgleichsabgabe nach dem Schwerbehinder-
tengesetz standen im Land Bremen zur Verfügung in den Jahren 1998, 1999, 2001,
2002 und für die Zeit vom 1. Januar 2002 bis laufend?

Die Einnahmen aus der Ausgleichsabgabe betrugen in Mio. ¤:

1998 4,867

1999 4,983

2000 4,839

2001 4,936

bis 30. 4. 2002 5,682
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Von den Einnahmen sind 45 v. H. an den Ausgleichsfonds beim Bundesministeri-
um für Arbeit und Sozialordnung abzuführen. Zahlungen des Finanzausgleiches
wurden für die Jahre 1998 bis 2001 berücksichtigt.

Zu Frage 2: Welche Mittel sind in das Bremer Landesprogramm für Schwerbehin-
derte in den Jahren 1998, 1999, 2001, 2002 und für die Zeit ab 1. Januar 2002 bis
laufend geflossen?

Folgende Mittel sind in das bremische Sonderprogramm in Mio. ¤ geflossen:

1998 0,102

1999 1,023

2000 0,716

2001 0,592

Für das Haushaltsjahr 2002 wurden vom Arbeitsamt Bremen Mittel noch nicht
abgefordert.

Zu Frage 3: Wie viele Schwerbehinderte konnten (aufgeschlüsselt nach Jahren)
durch das Landesprogramm in Bremen und Bremerhaven dem ersten Arbeits-
markt vermittelt werden?

Da die Bremischen Sonderprogramme jahresübegreifende Zeiträume umfassen,
kann nur nach Programmen bilanziert werden.
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Zu Frage 4: Welche Mittel konnten durch die neue Bundesgesetzgebung seit
1. Januar 2000 zusätzlich über die Ausgleichsabgabe verbucht werden?

Die Höhe der zusätzlich verbuchten Ausgleichsabgabemittel ist der Beantwortung
der Frage 1 zu entnehmen.

Zu Frage 5: Das veränderte Bundesgesetz sieht seit 1. Juli 2000 neue Instrumente
aus dem erhöhten Mittelzufluss der Ausgleichsabgabe nach dem Schwerbehin-
dertengesetz vor. Deshalb bitten wir den Senat um detaillierte Angabe zu den
nachstehenden Unterpunkten:

a) Das neue Schwerbehindertenrecht sieht finanzielle Leistungen zur Schaffung
und Sicherung von Arbeitsplätzen für schwerbehinderte Menschen an Arbeitge-
ber vor. Besonders herausgehoben ist die Förderung von behinderten Frauen und
die Einrichtung von Teilzeitarbeitsplätzen: Wie hoch ist die Förderung für die Ar-
beitgeber im Land Bremen in den Jahren 2000, 2001 und seit 2002 bis laufend
ausgefallen?

Die Höhe der finanziellen Förderungen zur Schaffung und Sicherung von Arbeits-
plätzen für schwerbehinderte Menschen an Arbeitgeber betrugen:

2000 1.542.942 ¤.

2001 934.636 ¤.

bis 30. 4. 2002 691.448 ¤.

b) Wie viele Stellen wurden geschaffen und wie viele davon für behinderte Frau-
en?

Im Land Bremen wurden

2000 insgesamt 53 Arbeitsplätze, davon besetzt mit Frauen 24,

2001 insgesamt 29 Arbeitsplätze, davon besetzt mit Frauen 10,

bis 30. 4. 2002 insgesamt   6 Arbeitsplätze, davon besetzt mit Frauen   1,

für schwerbehinderte Menschen geschaffen.

c) Wie viele Teilzeitarbeitsplätze konnten entstehen?

Die Schaffung von Teilzeitarbeitsplätzen wurde nicht gesondert erfasst.

d) Wie verteilen sich die Förderungen auf Bremen und Bremerhaven?

Von der Höhe der unter a) aufgeführten finanziellen Förderungen entfielen

auf Bremen auf Bremerhaven

2000 1.413.393 ¤ 129.549 ¤

2001 766.607 ¤ 168.029 ¤

bis 30. 4. 2002 659.497 ¤ 31.951 ¤

Zu Frage 6: Zur Sicherung der Arbeitsverhältnisse von schwerbehinderten Men-
schen können finanzielle Leistungen an Arbeitgeber, an die schwerbehinderten
Menschen und an Dritte erbracht werden. Welche finanzielle Leistungen zur
behindertengerechten Gestaltung von Ausbildungs- und Arbeitsplätzen sind an
Arbeitgeber gezahlt worden in den Jahren 2000, 2001 und seit 1. Januar 2002 bis
laufend?

Mitteleinsatz für die behindertengerechte Gestaltung von Ausbildungs- und Ar-
beitsplätzen an Arbeitgeber:
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a) Welche Mittel sind für Arbeitsassistenz für die behinderten Menschen einge-
setzt worden in den Jahren 2000, 2001 und seit 1. Januar 2002 bis laufend?

Mitteleinsatz für Arbeitsassistenz:

b) Welche Mittel sind für welche Zwecke an Dritte geflossen?

Mitteleinsatz an Dritte für

— Aufklärung und Schulung

— Berufsbegleitende Fachdienste – siehe Beantwortung zu Frage 7

— Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation – siehe Beantwortung zu Fra-
ge 8.

Mitteleinsatz für Aufklärung und Schulung:

c) Wie verteilen sich diese Mittel auf Bremen und Bremerhaven?

Die Verteilungen ergeben sich aus a) und b).

Zu Frage 7: Das Land Bremen kann nach der neuen Gesetzeslage freie gemein-
nützige Träger an der Durchführung seiner gesetzlichen Aufgaben durch die Ein-
richtung und Mitfinanzierung von berufsbegleitenden Fachdiensten beteiligen.
Welche Träger hat der Senat in die Durchführung des Gesetzes eingebunden, und
welche Mittel sind dafür zur Verfügung gestellt worden in den Jahren 2000, 2001,
und seit 1. Januar 2002 bis laufend?

Als Träger wurden für den

— Integrationsfachdienst Bremen (IFD) die Arbeitsgemeinschaft der Träger der
berufsbegleitenden Fachdienste im Lande Bremen e. V.

— Integrationsfachdienst Bremerhaven (IFD Brhv.) und den Psychosozialen
Fachdienst Bremerhaven (PSV Brhv.) die Elbe-Weser Werkstätten gGmbH

— Psychosozialen Fachdienst Bremen (PSF) die Bremer Werkgemeinschaft e. V.
und der Martinsclub Bremen e. V.

— Berufsbegleitenden Fachdienst für Hörgeschädigte (FDH) der Landesverband
der Gehörlosen des Landes Bremen e. V.

beteiligt.

Wie wurden diese Mittel in der Verteilung zwischen Bremen und Bremerhaven
eingesetzt?

Zu Frage 8: Der Senat kann gemäß neuer Gesetzesgrundlage Einrichtungen,
Maßnahmen und Dienste der beruflichen Teilhabe sowie Forschungs-, Modell-
und Entwicklungsvorhaben in diesem Bereich fördern. Welche Fördersummen
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sind in den Jahren 2000, 2001 und seit 1. Januar 2002 bis laufend für diesen Be-
reich zur Verfügung gestellt worden?

Folgende Fördersummen wurden eingesetzt:

a) Welche Ziele sind mit dem Einsatz der Mittel verbunden worden?

Der o. a. Mitteleinsatz erfolgte ausschließlich zur Förderung von Einrichtungen
zur Teilhabe.

Ziel der Förderung war die Sicherung angemessener Beschäftigungsangebote,
deren Notwendigkeit sich u. a. aus Veränderungen der Produktwünsche der Kon-
sumenten bzw. aus erforderlichen, grundlegenden Umgestaltungen von Betriebs-
gebäuden ergab. Hiermit wurde den Bedürfnissen der Zielgruppen hinsichtlich
einer ergonomisch angepassten Arbeitsplatzgestaltung sowie Arbeitsplatz-
umgebung Rechnung getragen.

Für diese Maßnahmen konnten Drittmittel aus dem Ausgleichsfonds des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung in gleicher Höhe geltend gemacht
werden.

Bei der Verwendung der Ausgleichsabgabe ist die Rangfolge nach § 14 Schwerbe-
hinderten-Ausgleichsabgabeverordnung (SchwbAV) zu berücksichtigen.

Vorrangig sind die Mittel zur Förderung des Arbeits- und Ausbildungsplatzan-
gebots sowie für Leistungen zur begleitenden Hilfe im Arbeitsleben einzusetzen.

Die gebildete Rücklage, die alle für die Erfüllung der laufenden Zahlungsver-
pflichtungen nicht benötigten Mittel enthält, ist Ende 2001 auf 1,266 Mio. ¤ gesun-
ken.

Die Höhe der Rücklage für 2001 entspricht damit einem Stand, der zur Aufrecht-
erhaltung der laufenden Liquidität unbedingt erforderlich ist. Dabei ist auch zu
berücksichtigen, dass der größte Anteil der Ausgleichsabgabe erst zum Stichtag
31. März gezahlt wird und die jeweils aktuelle Rücklage am Jahresende um die
Endabrechnung mit dem Ausgleichsfond und den Finanzausgleich zu bereinigen
ist.

Finanzielle Leistungen für die Durchführung von Forschungs- und Modellvor-
haben konnten in diesem Zeitraum nicht zur Verfügung gestellt werden.

Durch Unterstützung des Integrationsamtes werden jedoch folgende überregiona-
le Forschungs- und Modellvorhaben (Sitz der Träger in Bremen) aus Mitteln des
Ausgleichsfonds beim BMA gefördert.

— Bundesverband Kleinwüchsiger Menschen und ihrer Familien e. V.

Ziel des Forschungsvorhabens ist die Entwicklung von Hilfen und innovativen
Projekten zur Integration kleinwüchsiger Menschen ins Arbeitsleben und in
die Gesellschaft, mit einer abschließenden Dokumentation.

— Universität Bremen, Technologie-Zentrum Informatik

Ziel ist die Entwicklung eines neuartigen assistierenden Sofwaresystems
Image & Graphic Reader für Blinde und stark sehbehinderte Computernutzer.

— Universität Bremen, Technologie-Zentrum Informatik

Ziel des geplanten Forschungsvorhabens ist der barrierefreie Informationszu-
gang. Unterstützung soll das Projekt in Teilen, neben der finanziellen durch
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das BMA, durch die praktische Umsetzung in der bremischen Verwaltung er-
halten.

b) Wie stellt sich die Verteilung zwischen Bremen und Bremerhaven dar?

Die Darstellung der Mittelverteilung ergibt sich aus der Beantwortung zu Frage 7.

Zu Frage 9: Hat der Senat die zusätzlichen Vermittlungszahlen in Bremen und
Bremerhaven nach dem neuen Gesetz zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit
Schwerbehinderter erreicht, und wie werden diese außerhalb des Landes-
programms dargestellt?

Die Vermittlungszahlen werden im Arbeitsmarktbericht des Landes Bremen, her-
ausgegeben vom Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales,
veröffentlicht (s. u.).



Druck: Anker-Druck Bremen

Aus den beiden letzten Spalten lassen sich die Veränderungen der Höhe der Ar-
beitslosigkeit schwerbehinderter Menschen seit Beginn bzw. Stichtag des Inkraft-
tretens des Gesetzes zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter
entnehmen.

Seit Januar 2001 ist die Höhe der Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter insgesamt
rückläufig. Die weitere Entwicklung bleibt abzuwarten.

In § 5 SchwBAG (§ 71 Neuntes Buch – Sozialgesetzbuch –) wurde die Änderung
der Pflichtquote zur Beschäftigung schwerbehinderter Menschen zum 1. Januar
2003 auf 6 vom Hundert festgelegt, wenn die Zahl der arbeitslosen schwerbehin-
derten Menschen im Oktober 2002 nicht um mindestens 25 vom Hundert geringer
ist als die Zahl der Arbeitslosen im Oktober 1999. Die Veränderungsrate und die
ab 1. Januar 2003 geltende Pflichtquote werden vom Bundesministerium für Ar-
beit und Sozialordnung bekanntgegeben.

Als öffentlicher Arbeitgeber hat das Land Bremen im Jahr 2001 den Pflichtsatz zur
Beschäftigung schwerbehinderter Menschen mit 6,02 % erfüllt.


